
H intergrund grundsätzlicher
Natur ist eine Entscheidung
des Reichsgerichtshofes aus

dem Jahre 1894, nach der fast jede
ärztliche Behandlung den objektiven
Tatbestand einer Körperverletzung er-
füllt. Damit diese nicht rechtswidrig ist,
muss der Patient in die Körperverlet-
zung einwilligen. Voraussetzung für
die Einwilligung ist wiederum, dass der
Patient aufgeklärt ist. Dreh- und An-
gelpunkt ist also deshalb immer wieder 
die Aufklärung, da es ohne sie keine
wirksame Einwilligung gibt.
Regelmäßiger „Knackpunkt“ im Haf-
tungsprozess ist, dass im Leben natür-
lich zum Zeitpunkt der Vornahme von
Handlungen nicht darüber nachge-

dacht wird, ob diese
später einmal bewiesen
werden müssen, son-
dern eine Dokumenta-
tion schnell auch einmal
vergessen werden kann.
Die Folge bei mangeln-
dem Nachweis ist der
Gewinn oder Verlust des
Prozesses auf der einen

oder anderen Seite. Deshalb muss je-
dem Zahnarzt die Dokumentation
nicht nur der Behandlung, sondern
auch insbesondere der Aufklärung am
Herzen liegen.

Fallbeispiel
Eine Ausnahme von der Beweislast des
Zahnarztes im Rahmen der Aufklä-

rung, wurde durch einen Beschluss 
des OLG München (1 U 2449/06) ent-
schieden: Eine Patientin machte Scha-
denersatzansprüche infolge einer Pa-
rodontitis geltend, die ihrer Ansicht
nach nicht ausreichend durch ihren
langjährigen Zahnarzt erkannt und
nicht richtig behandelt wurde.
Der 1. Zivilsenat trennte daraufhin ge-
nau zwischen den Pflichten des Zahn-
arztes zur Aufklärung und solchen 
zur Behandlung: Damit der Patient im 
Rahmen seiner Behandlung einwilli-
gen kann, muss der Zahnarzt den Pa-
tienten sowohl über das Risiko der 
bevorstehenden Behandlung aufklä-
ren als auch grundsätzlich über die 
Sicherheit. 
Letztere beinhaltet die Verpflichtung
des Zahnarztes, den Patienten über
alle Umstände zu informieren, die zur
Sicherung des Heilungserfolgs und
auch zum Beispiel zu einem therapie-
gerechten Verhalten des Patienten
notwendig sind.
Anders als bei der Frage der Risikoauf-
klärung, bei der den Zahnarzt die Be-
weislast trifft, obliege der Beweis einer
unterbliebenen oder unzureichenden
Sicherheitsaufklärung zunächst ein-
mal dem Patienten. Lediglich dann,
wenn der Zahnarzt geltend macht, 
dass eine an sich gebotene, unstreitig
unterbliebene Sicherheitsaufklärung
aus bestimmten Gründen nicht not-
wendig gewesen sei und er sich somit 
auf einen Ausnahmetatbestand beruft,
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Haftungsfälle werden oft aufgrund der bestehenden Beweislast entschieden: Es gilt die Faust-
formel, dass in der Regel Behandlungsfehler durch die Patienten und die Aufklärung durch Ärzte
und Zahnärzte zu beweisen sind. Davon gibt es aber beachtliche Ausnahmen.


